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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IX ZR 22/78 URTEIL Verkiindet am

8. November 1979
Thiesies,
Justizangestellte

als Urkundsbeamter

der Geschiiftestelle
in dem Entschidigungsrechtsstreit

Mina B G ;
GG Str., Apt. G, TENNEENED, CSENEYCan.,

Kliéigerin und Revisionskl¥gerin,
- ProzeBbevollmiichtigte: Rechtsanwiilte Dr.
D -

und
gegen

Land Niedersachsen,
vertreten durch das Nieders#chsische Landesverwaltungsamt,
AuestraBe 14, Hannover,

Beklagten und Revisionsbeklagten



Der IX., Zivilsenat des Bundeagerichtshofs hat auf
die miindliche Verhendlung vom 8, November 1979 durch
die Richter Dr. Thumm, Zorn, Henkel, Fuchs und GHrtner

fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Kligerin wird das Urteil
des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Celle
vom 2., September 1977 aufgehoben,

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil
der Entschiidigungskammer des Landgerichts
Hannover vom 21, Dezember 1976 wird zuriick-
gewliesen.

Die auBergerichtlichen Kosten beider Rechts-~
mittel trigt der Beklagte,

Von Rechts wegen

Tatbestend

Am 21, April 1964 schlossen die 1918 geborene Kli-
gerin und der Beklagte einen Vergleich {iber den Anspruch
wegen Schadens an Kirper oder Gesundheit, Darin verpflich-
tete sich das Land zur Zahlung einer Kapitalentschidigung
von 7.240 DM, einer laufenden Rente ab 1, November 1953 in
HShe der Mindestbetr#ge sowie zur Leistung eines Heilver-
fahrens. Ziffer 2 und 3 des Vergleichs lauten:
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"2) Diesen Leistungen liegen zu Grunde:

a) Eine Minderung der Erwerbsfihigkeit von
mindestens 25 % ab 1. 1, 1945

b) eine Minderung der Erwerbsfihigkeit von
25 % am 1. 11, 1953

c) die Mindestbetrige nach § 32 Abs. 1 BEG
3) Die Antragstellerin verzichtet auf weitergehende
Entschidigung wegen Schadens an Kdérper oder Ge-

sundheit, jedoch bleiben beiden Parteien alle
Rechte aus §§ 35 und 42 BEG vorbehalten."

Mit Bescheid vom 19. Dezember 1966 erhdhte der Beklagte

den Mindestbetrag der Rente auf Grund der 7. AndVO zur

2. DV-BEG. Der Bescheid wurde dem Bevollmichtigten der
Kldgerin zugestellt. Die weiteren ErhShungen der Mindest-
rente auf Grund der 8. bis 14, AndVO zur 2, DV-BEG teilte
die Behdrde der Kligerin selbst schriftlich mit, Mit Schrei-
ben vom 14./15. Juni 1976 beantragte die Kligerin, ihr an-
stelle der jeweiligen Mindestrenten ab 1. 9. 1965 die er-
rechnete Rente bei gleicher MAE, Einstufung in den einfa-
chen Dienst und mittlerem Hundertsatz 2zu gewdhren.

Mit Bescheid vom 22. Juli 1976 lehnte die Behidrde
den Antrag als unzul#ssig ab, weil die Rente nach dem
Vergleich nur an ErhShungen der Mindestrentenbetrige teil-
nehme, Im Klageverfahren verweigerte der Beklagte auch
eine Abhilfe, weil der Vergleich vom 21, April 1964 und
der Bescheid vom 19. Dezember 1966 nicht fehlerhaft seien.
Dariiber hinaus sei eine Abhilfe auch deshalb nicht m¥glich,
weil die Kl#gerin es versdumt habe, den Bescheid vom
19. Dezember 1966 mit der Klage anzufechten.

Das Landgericht verurteilte den Beklagten antrags-
gemdB8 zur Zahlung einer Rente ad 1, September 1965 mit
dem mittleren Hundertsatz von 27,5 im einfachen Dienst.
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Mit seiner Berufung filhrte der Beklagte u. a. aus, auch
wenn man den Anderungsbescheid vom 19, Dezember 1966

als fehlerhaft betrachten wollte, wire es der KlHdgerin
dennoch zuzumuten, an ihm festgehalten zu werden; denn
beide Parteien seien bei Vergleichsabschlufl dariiber einig
gewesen, da8 die Kligerin stets nur die Mindestrente er-
halten sollte, Das Oberlandesgericht wies die Klage ab.
Mit der Revision verfolgt die Klégerin ihren Anspruch
weiter,

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist begriindet,

Das Berufungsgericht fiihrt aus:
Die Klégerin habe keinen Anspruch darauf, das8 ihr ad
1. September 1965 anstelle der im Vergleich vereinbar-
ten Mindestrente nach § 32 Abs, 1 BEG die bei einer Ein-
reihung in den einfachen Dienst und bei mittlerem Hun-
dertsatz errechnete hthere Rente gezahlt werde. Die Grund-
sitze des Urteils des Bundesgerichtshofs RzW 1976, 116
Nr. 31 kémen hier nicht in Betracht. Die KlHgerin habe
sich, obwohl ihr Gelegenheit gegeben worden sei, Angaben
fir die errechnete Rente zu machen, ausdriicklich mit dem
AbschluB8 eines Vergleichs auf der Grundlage der Mindest-
rente einverstanden erkliért. Dementsprechend seien ihr
vergleichsweise die Mindestrentenbetriége nach § 32 Abs, 1
BEG gewihrt worden. Keine der Parteien sei auf den Gedan~
ken gekommen, eine andere Rente oder eine andere Berech-
nung der Rente zu verlangen., Diese Tatsachen lieSlen den
SchluB zu, daB die Kligerin nur die Leistungsverbesse-
rungen beziiglich der Mindestrente erhalten sollte. Der



Gesetzgeber habe in allen Anderungsverordnungen die
Mindestrente und die errechneten Renten getrennt be-
handelt. Es kinne daher nicht Aufgabe der Gerichte
sein, den vom Gesetzgeber bewuSt und gewollt herbei-
gefihrten Unterschied in der Erhthung der Mindestrente
und der errechneten Rente durch eine Umstellung der
Mindestrente auf die errechnete Rente 2zu beseitigen,

Gegen diese Ausfilhrungen wendet sich die Revision
mit Recht., Die Kligerin hat nach der 2, DV-BEG in der
Fassung der 7. und der folgenden Anderungsverordnungen
Anspruch auf die vom Landgericht zugesprochenen Renten-
betrige.

Nach den Grundsétzen von BGH RzW 1976, 116 Nr. 31
ist die Berilicksichtigung kiinftiger Leistungsverbesserun-
gen nur dann im Sinne des Art. II Abs. 4 letzter Halbsatz
der 7. AndVO zur 2, DV-BEG ausdriicklich ausgeschlossen,
wenn der einer Auslegung nicht bediirftige Wortlaut des
Vergleichs unmittelbar ergibt, daB8 er alle oder bestimmt
bezeichnete kiinftige Leistungsverbesserungen ausschliefit
oder nur einzelne, eindeutig umschriebene Leistungsverbes-
serungen zul#Bt, Schon diesen rechtlichen Ausgangspunkt
verléft das Berufungsgericht, wenn es aus dem vermeintli-
chen Willen der Parteien bei AbschlusS des Vergleichs fol-
gert, es sei nur die jeweilige Mindestrente vereinbart
worden, Nach BGH RzW 1976, 116 Nr, 31 kommt es allein
darauf an, ob der Vergleichstext selbst eine solche Ein-
schrinkung enthilt,

Ob das der Fall ist, kann das Revisionsgericht
selbst feststellen, weil es sich bei dem Mindestrenten-
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vergleich um eine im Recht der Entschiidigung fiir Scha-
den an Kirper oder Gesundheit typische Vereinbarung han-
delt (vgl. BGH RzW 1978, 179 Nr. 12). Die Vereinbarung
der Mindestrente, der Verzicht auf weitergehende Entschi-
digung wegen Schadens an Kérper oder Gesundheit sowie

die Abrede, beiden Parteien blieben alle Rechte aus §§ 35
und 42 BEG vorbehalten, ergeben nicht unmittelbar, das
auch im Falle kiinftiger Rechtsénderungen nur die Mindest-
rente gezahlt und die Berticksichtigung anderer Leistungs-
verbesserungen ausgeschlossen werden sollte. Zu dem ge-
genteiligen Ergebnis, der Vergleich lasse nur kiinftige
Erhhungen der Mindestrente zu, gelangt das Berufungsge-
richt erst auf Grund einer Auslegung der Vereinbarung
unter Berilicksichtigung vorangegangener Erkl#rungen der
Parteien.

Bei VergleichsabschluB am 21. April 1964 betrug
die nach § 31 BEG, § 13 der 2., DV-BEG in der Fassung
der 5, AndvQ vom 7. August 1963 (BGBl I 626) in der
3. Lebensaltersstufe im einfachen Dienst mit dem mitt-
leren Hundertsatz von 27,5 errechnete Rente 126 DM
gegeniiber der Mindegtrente nach § 32 Abs, 1 BEG, § 21 a
der 2. DV-BEG von 136 DM. Erst die 7. AndVO zur 2, DV-
BEG hat ab 1. September 1965 das Verhiiltnis der Mindest-
rente (147 DM) und der nach dem mittleren Hundertsatz
27,5 im einfachen Disnst errechneten Rente (158 DM) um-
gekehrt,

Der Beklagte hiitte mithin in dem Bescheid vom
19. Dezember 1966 die Rente ab 1. Januar 1966 auf Grund
der 7. Kndv0o zur 2, DV-BEG nicht nur von bisher 147 DM
auf 153 DM und ab 1, Oktober 1966 auf 159 DM anheben
dirfen, sondern bereits ab 1. September 1965 die héhe-
ren Renten entsprechend der Anlage zu § 13 der 2. DV-



BEG festsetzen miissen (vgl. BGH RzW 1978, 151; Urteil

vom 4. Oktober 1979 - IX ZR 64/78, zur Versffentlichung
bestimmt)., Dieser Bescheid ist zwar unanfechtbar gewor-
den, weil die Kl#gerin innerhalb der Klagefrist des § 210
Abs. 2 BEG nicht dagegen geklagt hat. Ihr Verlangen, die
Rentenerhhungen ab 1. September 1965 nachzuholen, hat
aber unter dem Gesichtspunkt der Abhilfe Erfolg (vgl. BGH
RzW 1972, 344; 1979, 73). DaB die Klégerin den nach der
7. AndV0 zur 2. DV-BEG ergangenen Knderungsbescheid nicht
angefochten hat, rechtfertigt die Verweigerung der Abhil-
fe nicht. Vor Vertffentlichung der Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs RzW 1976, 116 Nr. 31 konnte ihr ein Vor-
wurf, ihre Rechte nachléssig gewahrt zu haben, nicht ge-
macht werden (vgl. BGH RzW 1978, 111). Auch der Einwand
des Beklagten, der Kligerin wlre es zuzumuten, an dem Ver-
gleich festgehalten zu werden, weil beide Parteien bei

VergleichsabschluB8 dariiber einig gewesen seien, daB stets nur

die Mindestrente gezahlt werden sollte, trigt seine Er-
messensentscheidung nicht. Die Uberleitungsvorschriften
der 7. KndVO zur 2. DV-BEG stellen allein darauf ab, ob
kilnftige Leistungsverbesserungen in dem Vergleich aus-
driicklich ausgeschlossen worden sind. Das war hier Jedoch
nicht der Fall.

Sonstige gegen Abhilfe sprechende Ermessenserwigun-
gen hat der Beklagte nicht vorgebracht; sie kommen nach
Sachlage auch nicht in Betracht.

Fir die Zeit ab 1, Juli 1968 stehen dem Klagean-
spruch die Neufestsetzungen der Mindestrente schon des-
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halb nicht entgegen, weil hiervon die Kl#gerin nur per-
sénlich unterrichtet worden war (vgl. BGH RzW 1979, 73).

Dr. Thumm Zorn Henkel

Fuchs Gértner



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	« 31	URTEIL	Verkündet



